
China auf den dritten Rang unserer wich-
tigsten Importherkunftsländer – nach
Frankreich und den Niederlanden – vor-
gerückt; vor sieben Jahren lag China noch
auf dem zehnten Platz. Da die Importe
aus China allerdings seit einiger Zeit
schneller wachsen als die deutschen Ex-
porte, erzielt China seit einigen Jahren ei-
nen wachsenden Überschuss im Handel
mit Deutschland (und Europa). Auch die
Warenpalette hat sich in den vergange-
nen Jahren stark gewandelt. Früher haben
wir in erster Linie Lowtech-Güter, vor al-
lem Textilien, Schuhe, Spielwaren oder
Glas, aus China bezogen, heute werden
zunehmend auch mittel- und höherwer-
tige Produkte importiert.

China hat sich auch zu einem wichtigen
Produktionsstandort für deutsche Firmen
entwickelt. Deutschland ist seit 1999 größ-
ter europäischer Investor in China, ge-
messen an den jährlichen Neuinvestitio-
nen. Deutsche Unternehmen haben in der
Summe bis Ende 2006 in China Direktin-
vestitionen in einer Höhe von rund vier-
zehn Milliarden US-Dollar getätigt.

Chinas Einfluss wächst nicht nur wirt-
schaftlich, sondern auch politisch-diplo-
matisch, kulturell und militärstrategisch.
Durch sein wachsendes wirtschaftliches
Gewicht, zunehmende soft power (unter
anderem durch die kulturelle Anzie-
hungskraft), seine Stellung als ständiges
Mitglied im UN-Sicherheitsrat, sein akti-
veres Engagement in regionalen und mul-
tilateralen Strukturen ist ein chinesischer
Beitrag zur Lösung vieler regionaler und
globaler Fragen inzwischen essenziell.

China ist dank seines ökonomischen und
politischen Aufstiegs zu einem bedeuten-
den Akteur auf den internationalen Märk-
ten und in der internationalen Politik ge-
worden. 2005 ist China zur viertgrößten
Volkswirtschaft – nach den USA, Japan
und Deutschland – aufgestiegen und hat
2007 mit über elf Prozent erneut das mit
Abstand höchste Wachstum unter den
großen Volkswirtschaften erzielt. Sein An-
teil am Welthandel ist von unter einem
Prozent vor zwanzig Jahren auf heute 
fünf Prozent angestiegen – Tendenz stei-
gend dank zweistelliger Exportwachs-
tumsraten. Ausländische Direktinvesti-
tionen strömen weiter in das Land. Chi-
nesische Firmen sind in die Weltliga auf-
gestiegen und exportieren nicht nur, son-
dern treten auch selbst als Investoren im
Ausland auf. Dieser ökonomische Auf-
stieg hat zwangsläufig auch zu einem wei-
teren politischen Aufstieg Chinas, zu ei-
ner Macht mit nicht nur regionalen, son-
dern globalen Ambitionen geführt. China
ist eine Weltmacht im Werden. Durch die-
sen Aufstieg Chinas werden auch die
deutschen und europäischen Beziehun-
gen zu China immer wichtiger. 

Die deutsch-chinesischen Wirtschafts-
beziehungen sind eine beeindrucken-
de Erfolgsgeschichte. Der Außenhandel
Deutschlands mit China hat sich in den
Jahren 2000 bis 2007 fast verdreifacht. Der
Wert der Importe aus China erhöhte sich
von 18,6 in 2000 auf 54,6 Milliarden Euro
im vergangenen Jahr. Der Wert der deut-
schen Exporte nach China nahm von 9,5
auf 29,8 Milliarden Euro zu. Danach ist
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Die deutsch-chinesischen Beziehun-
gen sind eng, substanzreich und robust.
China ist für uns ein wichtiger Partner in
Asien, und wir sind für Peking ein ebenso
wichtiger politischer Partner in Europa.
Es gibt eine breite Palette von Dialog-
strukturen zwischen beiden Seiten in den
Bereichen Wirtschaft und Wissenschaft,
Umwelt und Politik. Dazu gehören auch
der Menschenrechts- und Rechtsstaats-
dialog. Auch in der Außen- und Sicher-
heitspolitik ist inzwischen der notwen-
dige Dialog über die für beide Seiten rele-
vanten Themen (Iran, Sudan, Afrika) auf-
genommen worden. 

Rasantes Wachstum
Wirtschaftlich wird China ein immer stär-
kerer, direkter Wettbewerber für uns.
Deutsche und europäische Unternehmen
konkurrieren bereits heute in verschie-
denen Weltregionen mit chinesischen 
Firmen, zum Beispiel um Infrastruktur-
projekte im Nahen Osten und in Afrika,
aber auch um die Lieferung von Investi-
tionsgütern und Maschinen in Asien und
Lateinamerika. Hier kommen die erheb-
lichen Kostenvorteile chinesischer Pro-
dukte zum Tragen. China ist der größte
Produktimitator der Welt: Schätzungen
zufolge stammen circa sechzig Prozent al-
ler nachgeahmten Produkte aus China,
westliche Unternehmen in China verlie-
ren jedes Jahr Milliardenbeträge durch
Produktpiraterie und in zunehmendem
Maße auch auf Drittmärkten und selbst
auf dem Heimatmarkt. Durch die erheb-
lichen Investitionen europäischer Unter-
nehmen in China, die überwiegend in 
Joint Ventures erfolgen, findet ein präze-
denzloser und besorgniserregender Tech-
nologie- und Wissenstransfer zugunsten
Chinas statt. Europa und der Westen pro-
duzieren dadurch ihre wirtschaftliche
Konkurrenz selbst. Peking kann zudem
internationale Konzerne gegeneinander
ausspielen, weil es selbst über das größte
Wachstumspotenzial verfügt. Insbeson-

dere im Energiebereich tritt China auf-
grund seines schnell wachsenden Ener-
giebedarfs immer mehr als Wettbewerber
auf, vor allem um die Energievorräte im
Nahen Osten, in Zentralasien und Russ-
land. Im Jahr 1993 war China noch Ölex-
porteur. Heute importiert es über fünfzig
Prozent seines Ölbedarfes, in 2030 wer-
den es laut einer Prognose der Internatio-
nalen Energieagentur (IEA) achtzig Pro-
zent sein.

Mit China steigt ein nicht demokrati-
scher, nicht liberaler Staat in der welt-
wirtschaftlichen und weltpolitischen Hie-
rarchie auf, der sich zudem – in Konkur-
renz zum Westen – zu einem eigenen 
ordnungspolitischen Modell für andere
Staaten entwickelt. Über viele Jahrzehn-
te war das westliche Demokratiemo-
dell gleichbedeutend mit wirtschaftli-
chem Aufstieg. China hat in den vergan-
genen dreißig Jahren ein Entwicklungs-
und Modernisierungsmodell geschaffen,
das bisher außerordentlich erfolgreich ist
und pragmatische Anpassungen zulässt.
Moderne autoritäre politische Führung
wird kombiniert mit staatlich beaufsich-
tigtem (Früh-)Kapitalismus. Allerdings
steht der Beweis noch aus, ob das chinesi-
sche Modell auch langfristig eine nach-
haltige Entwicklung ermöglichen kann.
Hieran sind Zweifel angebracht, da eine
nachhaltige Stabilität und Entwicklung
tatsächlich nur in einem auf Partizipation
ausgerichteten System, das Menschen-
rechte schützt, möglich sein dürfte. Den-
noch besitzt dieses Modell in einigen Ent-
wicklungsländern eine erhebliche Attrak-
tion und mindert damit zugleich die An-
ziehungskraft westlich-liberaler Ord-
nungsprinzipien. 

China unterhält aus wirtschaftlichem
Interesse heraus wohl die intensivsten 
Beziehungen einer Großmacht zu einer
Vielzahl ansonsten weltweit geächteter
Regime und ist eine enge Kooperation mit
Hugo Chávez und anderen links-populis-
tischen Regimes in Lateinamerika einge-
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gangen. Dieses bleibt nicht ohne Auswir-
kungen auf unsere Anstrengungen, zum
Beispiel im Rahmen der internationa-
len Entwicklungskooperation Demokra-
tie und Konfliktprävention zu fördern. 
Die hohen Devisenreserven erlauben 
es der chinesischen Regierung, afrikani-
schen und anderen Entwicklungsländern
günstige Kredite anzubieten – ohne die im
Rahmen der westlichen Entwicklungs-
kooperation etablierten Sozial-, Umwelt-,
Transparenz- und Menschenrechtsaufla-
gen.

Große Chancen, erhebliche Risiken
Auch wenn die Veränderungen in China
in den letzten drei Jahrzehnten ohne
Zweifel bemerkenswert sind, müssen wir
feststellen, dass sich das westliche Ent-
wicklungsmodell gerade nicht unmittel-
bar auf China übertragen lässt. Zwar ruht
heute die Herrschaft der Kommunisti-
schen Partei (KP) Chinas nicht mehr auf
dem Kommunistischen Manifest, doch
sind weder Demokratie, Rechtsstaatlich-
keit noch Bürgergesellschaft an seine
Stelle getreten. Ihre Herrschaftslegitima-
tion zieht die chinesische KP stattdessen
aus ihrem wirtschaftlichen Erfolg und
dem Nationalismus. Die wirtschaftlich
Erfolgreichen haben kein Interesse an
einer Veränderung dieser für sie vorteil-
haften Situation. Es ist daher eine falsche
Annahme, die chinesische Führung be-
treibe freiwillig oder unfreiwillig eine
Politik, an deren Ende zwangsläufig die
eigene Selbstentmachtung in einer Mehr-
parteiendemokratie und einem Rechts-
staat mit Gewaltenteilung und unabhän-
giger Rechtsprechung stehen müsse.

Spätestens hier stößt das von vielen pro-
pagierte Konzept „Wandel durch Han-
del“ an seine Grenzen, denn das chinesi-
sche Entwicklungsmodell birgt neben gro-
ßen Chancen auch erhebliche Risiken – zu-
nächst für die Chinesen, aber auch für uns.
Das gilt insbesondere für den Fall, dass
China durch politische oder wirtschaft-

liche Turbulenzen ins Straucheln gerät.
Was bedeutete es für Einwohner und
Nachbarn Chinas, für deutsche Investitio-
nen und Unternehmen oder die interna-
tionale Ordnung, wenn aufgrund fehlen-
den Wachstums allein der Nationalismus
als Legitimationsgrundlage bliebe? 

Fraglich ist auch, welche Mittel China
in seinen Außenbeziehungen zur Durch-
setzung seiner Interessen tatsächlich be-
reit ist einzusetzen. Eine differenzier-
te Analyse der chinesischen Außen- und
Interessenpolitik in Afrika oder bei den
Sechsparteiengesprächen zu Nordkorea
fällt jedenfalls gemischt aus. Irritierend 
ist auch, wie brüsk China Menschen-
rechts- oder Minderheitenfragen als „Ein-
mischung in die inneren Angelegenhei-
ten“ zurückweist. Geht es hier doch um
universale Prinzipien der Völkerrechts-
ordnung, zu deren Einhaltung China wie
jedes andere Land, zu ihrer Durchsetzung
als Vetomacht des UN-Sicherheitsrats
aber besonders verpflichtet ist.

Wir sind in hohem Maße an der in-
neren Stabilität Chinas bei weiter ge-
hender Modernisierung, rechtsstaatlicher
Entwicklung sowie an der fortgesetzten
und möglichst konfliktfreien Integration
Chinas in die Weltwirtschaft und Welt-
politik interessiert. Allerdings stellt sich 
die Frage, wie ein ökonomisch, politisch 
und militärisch stärker werdendes China 
in die Weiterentwicklung internationaler
Normen und Strukturen einzubinden ist.

Modernisierungspartnerschaft 
Angesichts der absehbaren Machtver-
schiebung vom traditionellen Westen in
Richtung Asien müssen wir die Zeit nut-
zen, die internationale Ordnung nach un-
seren Interessen und den universalen
Werten der Völkergemeinschaft weiter-
zuentwickeln und Länder wie China da-
bei einzubeziehen. Je mehr Zeit wir unge-
nutzt verstreichen lassen, umso größer
werden die Kompromisse sein, die wir
aufstrebenden autokratischen Systemen
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gegenüber eingehen müssen. Der richtige
Umgang mit dem zunehmend selbstbe-
wussten – und im Übrigen auch zuneh-
mend nationalistischen – China ist auf un-
serer Seite eine ebenso selbstbewusste
Wahrnehmung unserer Interessen. An-
satzpunkte für europäische und deutsche
Einflussnahme ergeben sich daraus, dass
sich die chinesische Führung der in-
nen- und außenpolitischen Risiken ihres 
Entwicklungsweges bewusst ist. Die
deutsche und europäische Politik sollten
gegenüber China deutlich machen, dass
ein ungebremster Aufstieg unter Ver-
nachlässigung international akzeptierter
Normen und Standards – einschließlich
der Menschenrechte und rechtsstaatli-
cher Prinzipien – Ängste und Abwehrre-
aktionen auslösen würde, die auch nicht
im chinesischen Interesse sein können.
Daher sollten wir China Angebote unter-
breiten, die – auch in der chinesischen
Perzeption – darauf zielen, die innen- und
außenpolitischen Risiken seiner Politik
zu begrenzen. Dabei geht es nicht darum,
China einen Entwicklungsweg diktieren
zu wollen. Wir müssen vielmehr die 
mit der wirtschaftlichen Öffnung des
Landes verbundene Veränderungsbereit-
schaft und -notwendigkeit zum gegen-
seitigen Vorteil nutzen.

Deutschland hat die Entwicklung Chi-
nas seit 1981 mit Mitteln der Entwick-
lungszusammenarbeit in einer Höhe von
über 2,8 Milliarden Euro begleitet. Seit
Jahren erhält China die weltweit höchste
Leistung deutscher Entwicklungszusam-
menarbeit. Kooperationsangebote unse-
rerseits sind grundsätzlich willkommen,
was die Intensivierung der Zusammenar-
beit im Rahmen unserer Entwicklungszu-
sammenarbeit in der jüngeren Vergan-
genheit beweist. Da jeder Staat in erster
Linie selbst für das Wohl seiner Bevölke-
rung verantwortlich ist, sollten wir die
chinesische Seite dazu bewegen, unsere
Beratungsangebote auf der Grundlage
verstärkter finanzieller chinesischer Ei-

genbeteiligung anzunehmen beziehungs-
weise fortzuführen. Mit Währungsreser-
ven in Höhe von über 1500 Milliarden US-
Dollar ist China schon heute in der Lage,
für solche Leistungen Marktpreise zu
zahlen. Projekte einer Modernisierungs-
partnerschaft mit China könnten fol-
gende Elemente enthalten:
– Aufbau moderner Sozial- und Gesund-

heitssysteme beziehungsweise Sozial-
gesetzgebung, einschließlich funktio-
nierender Organe von Interessenver-
tretungen.

– Ausweitung der Zusammenarbeit im
Umweltschutz, Transfer von Umwelt-
technologie bis hin zur Umwelterzie-
hung.

– Verstärkung des bestehenden Rechts-
staatsdialogs in den Bereichen Rechts-
bindung der Verwaltung, Strafrecht,
Menschenrechte, Stadtplanung und
Bürgerbeteiligung, Wirtschaftsgesetz-
gebung, Modernisierung von Gerichts-
organisation, Ausbildung von Rich-
tern, Staats- und Rechtsanwälten.

– Beratungsangebote im Bereich Födera-
lismus, kommunale Selbstverwaltung
und Finanzausgleich.
Es gibt für uns keine Alternative zu ei-

nem kooperativen Ansatz zum Umgang
mit China. Der Partnerschaftsansatz er-
fordert allerdings Gegenseitigkeit. China
muss dazu angespornt werden, die Re-
geln des internationalen Systems schon
jetzt einzuhalten, dem es seinen Aufstieg
verdankt und an deren Einhaltung durch
andere es in Zukunft selbst interessiert
sein wird und vielfach schon heute ist. Be-
steht hierzu die Bereitschaft, sollten wir
uns dafür einsetzen, China die Annähe-
rung an weitere internationale Organisa-
tionen zu ermöglichen. 

Internationale Einbindung
China ist Vetomacht im Sicherheitsrat der
Vereinten Nationen und nunmehr seit ei-
nigen Jahren in der WTO. Darüber hinaus
verfügt es im Internationalen Währungs-
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fonds (IWF) und der Weltbank über einen
der einflussreichen acht nationalen Sitze
im Exekutivdirektorium. Gerade im IWF
entspricht der Stimmrechtsanteil Chinas
(drei Prozent) aber nicht mehr seinem
weltwirtschaftlichen Gewicht. Um China
zu einem responsible stakeholder (Robert 
B. Zoellick) der internationalen Gemein-
schaft zu machen, ist seine stärkere Ein-
bindung in die globalen Strukturen von-
nöten. Ein Weg, der mit dem „Heiligen-
damm-Prozess“ bereits beschritten wor-
den ist, ist die sukzessive Heranführung
von China zusammen mit Indien, Bra-
silien, Mexiko und Südafrika an die G8.
Eine graduell stärkere Anbindung an die
G8 könnte zudem den aus unserer Sicht
willkommenen Effekt haben, dass sich
China nicht länger handels- und entwick-
lungspolitisch als Führungsmacht der
Dritten Welt gerieren kann. Eine andere
Alternative könnte in einer politischen
Stärkung der G20 bestehen, eines infor-
mellen Zusammenschlusses der wichtigs-
ten zwanzig Industrie- und Schwellenlän-
der, zu deren Mitgliedern auch China ge-
hört. Die G20 sind das Forum, in dem vor
allem die Finanzminister und Noten-
bankchefs über globale finanz- und wäh-
rungspolitische Fragen sprechen. Darü-
ber hinaus könnte China sukzessive an 
die OECD herangeführt werden, obgleich
China mittelfristig mangels demokra-
tischer Strukturen keine Beitrittspers-
pektive eingeräumt werden kann. Von be-
sonderer Bedeutung wäre aber die Ein-
bindung Chinas in das System der ge-
meinsamen Erdölbevorratung, das von
der Internationalen Energieagentur (IEA)
gesteuert wird. Im Internationalen Ener-
gieforum der IEA ist China bereits seit ei-
nigen Jahren einbezogen. 

Europa sollte gemeinsam mit China
und den USA eine Partnerschaft für Glo-
bal Governance eingehen. Nur auf diese
Weise sind globale Herausforderungen,

wie sie insbesondere der Umwelt- und
Klimaschutz darstellen, zu meistern.
Deutschland und die EU brauchen eine
kohärente China-Politik und müssen die-
se dann auch gegenüber China vermit-
teln. Es gilt innerhalb der EU mehr ge-
meinsame Positionen zu formulieren und
sich nicht von Dritten politisch-strate-
gisch auseinanderdividieren zu lassen. 

Ebenso wichtig sind der Auf- bezie-
hungsweise Ausbau des strategischen Di-
alogs der EU mit China auf Gebieten ge-
meinsamer vitaler Interessen, etwa im Be-
reich der Nichtverbreitung von Massen-
vernichtungswaffen, der Energiesicher-
heit, der Entwicklungen in Zentralasien,
Afghanistan, dem Nahen und Mittleren
Osten und in Afrika, sowie ein gemeinsa-
mes Vorgehen gegen unterschiedliche
Formen organisierter Kriminalität (Dro-
gen, Geldwäsche, Menschenhandel, Pira-
terie). Dieser Dialog sollte mit dem Ver-
such, Politiken stärker zu koordinieren,
einhergehen. So kann der strategische Di-
alog, der von der EU bereits mit China
aufgebaut worden ist, um entsprechende
Arbeitsgruppen erweitert werden. Flan-
kierend dazu sollte eine stärkere Vernet-
zung der beiderseitigen Thinktanks ange-
strebt werden, auch um auf diese Weise
den Versuch einer Annäherung un-
terschiedlicher strategischer „außen- und
sicherheitspolitscher Kulturen“ zu unter-
nehmen. Darüber hinaus müssen wir den
transatlantischen Dialog über China aus-
bauen trotz und gerade wegen unserer
teilweise unterschiedlichen Interessen,
Ansätze und Wahrnehmung. Die Diskus-
sion der letzten Jahre um das EU-Waffen-
embargo unterstreicht diese Notwendig-
keit. Eine Erweiterung des transatlanti-
schen Dialogs wäre auch ein Signal an
China, dass Versuche, im Zeichen der
„Multipolarität“ die EU gegen die USA
auszuspielen, keinen Erfolg haben wer-
den. 
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